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Als Pazifist bin ich gegen jede Art von Krieg und gegen jede Waffenlieferungen in Krisen- und Kriegsgebiete. So handele ich mir den Vorwurf des Putin-Verstehers ein. Die diesen Vorwurf erheben, frage ich: Wollt ihr Krieg gegen die stärkste Atommacht der Welt führen? Oder wollt ihr lieber verhandeln? Ich verurteile auch den Vernichtungsfeldzug der israelischen Militärmaschinerie in Nahen Osten. Gleichzeitig wende ich mich gegen die Verbrechen der Hamas. Trotzdem handele ich mir den Vorwurf des Antisemitismus ein. Schon vor vielen Jahren habe ich einen Stolperstein finanziert und mich zu der Schuld gegenüber Juden bekannt. Gleichzeitig mache ich mich verdächtig, von den linken Prinzipien der Verstaatlichung und der Notwendigkeit der „Überführung in Volkseigentum“ abzuweichen. Ich bekenne mich dazu, ein Abweichler zu sein. Ich sitze zwischen den Stühlen und verstoße gegen die Staatsräson.


Bei der Verfassung dieses Buchs danke ich besonders Anita HessmannKosaris für ihre Unterstützung.


Berlin, im November 2024


Rolf Famulla









I. Aktuelle politische Probleme


I.1. Droht ein Atomkrieg? – Kampf um die Weltmacht


Frieden ist das wichtigste, alles entscheidende Thema. Ohne Frieden ist alles nichts. Und die Bedrohungslage ist sehr ernst: Am 27. Februar 2022 verkündete Bundeskanzler Olaf Scholz in der Bewertung des Ukraine-Kriegs: „Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor.“ Das Bundesverteidigungsministerium stellte dann fest, Deutschland sei die


„Speerspitze der NATO“. Das klingt nicht nur martialisch, es ist ernst gemeint: Speerspitze der NATO in das Herz Russlands. Deutschland rüstet massiv auf. Mit jährlichen Ausgaben für das Militär ist Deutschland 2024 (und auch im Jahr 2025) mit rund 100 Milliarden Rüstungsausgaben die viertstärkste Militärmacht der Welt – nach den waffenstrotzenden USA, dem aufstrebenden China, dem Krieg führenden Russland. Deutschland wird dem Anspruch einer Speerspitze gerecht.


Deutschlands Verteidigungsminister Boris Pistorius meint, Deutschland müsse „kriegstüchtig“ werden. Wir müssten uns also auf einen kommenden Krieg vorbereiten. Notwendig seien weitere Milliarden-Investitionen Jahr für Jahr in die Rüstung. Außenministerin Annalena Baerbock ist deutlicher: „Ja wir müssen mehr tun, denn wir kämpfen einen Krieg gegen Russland.“ Diese Aussage hat sie zwar später relativiert. Aber ihre Einstellung ist klar: Wir befinden uns im Krieg an der Seite der Ukraine und den USA. Die gleiche militaristische Strategie verfolgen Wirtschaftsminister Robert Habeck oder der „Grünen-Verteidigungsexperte“ Anton Hofreiter. Der fordert ein „neues 100-Milliarden-Paket“ für die Rüstung und „Dutzende und Aberdutzende von Milliarden“ für das Militär. Ziel ist der Angriff auf Russland. Noch deutlicher äußert sich FDPChefideologin und Vorsitzende des Verteidigungsausschusses des Bundestages Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die sich für die Lieferung schwerer, weitreichender Waffen und Marschflugkörper Taurus einsetzt. Und wir bräuchten ein klares „Feindbild“. Denn die Russen seien „das Symbol für den Tod und den Satan“, meint die praktizierende Katholikin. In die gleiche Kerbe schlägt der CDU-Verteidigungsexperte Roderich Kiesewetter, der den „Krieg nach Russland tragen“ und dort die Militärbasen und Hauptquartiere zerstören will. Er möchte dabei nicht unmittelbarer Kriegsteilnehmer werden. Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass. Wie er Hauptquartiere in Moskau ausradieren und Militärbasen zerstören will, ohne sich am Krieg zu beteiligen, bleibt sein Rätsel. Derweil hofiert Kanzler Olaf Scholz die Rüstungskonzerne und Ursula von der Leyen mobilisiert auf europäischer Ebene die „Kräfte für den Frieden“.


Wir befinden uns in der heißen Phase einer Kriegsvorbereitung. Alle vorgenannten Verantwortungsträger schließen diplomatische Bemühungen, Verhandlungen zumindest für einen Waffenstillstand, wie ihn der Papst empfiehlt oder der SPD-Fraktionsvorsitzende Mützenich zumindest angedacht hat, kategorisch aus. Das sei eine Kapitulation des Westens. Krieg bis zum Sieg lautet die Lösung. Aber eine bedingungslose Kapitulation der stärksten Atommacht der Welt ist zumindest unwahrscheinlich.


Wenn der Westen diese Atommacht besiegen will, wird diese Atommacht, in die Enge getrieben, das letzte Mittel einsetzen. Ukraines Präsident Wolodymyr Selenskyj fordert neben Milliarden-Hilfen und weiteren Waffenlieferungen den Besitz von Atombomben. Bei dem Gipfeltreffen der EU-Staats- und Regierungschefs in Brüssel Mitte Oktober 2024 sagte er: "Welchen Ausweg haben wir? Entweder wird die Ukraine Atomwaffen haben, oder wir müssen in irgendeiner Allianz sein". Er plädiert indirekt für einen Krieg der NATO gegen Russland. Nur gegen Russland? Oder will er einen Weltenbrand entfachen?


Der polnische Geostratege Jacek Bartosiak schrieb schon am 22. August 2022 in der Zeitschrift Cicero unter der Überschrift „Der neue Weltkrieg hat schon begonnen“: „China, die USA und Russland sind der Meinung, dass die bestehende Weltordnung ihren Interessen nicht mehr dient. In vielen Bereichen wird es deswegen zu ständigen Konflikten kommen – Handel, Technologie, Finanzen, Rohstoffe, Devisenmärkte, Daten, Internet und Infrastruktur. Auch der Einsatz von Nuklearwaffen ist möglich. Es liegen gefährliche Zeiten vor uns. Nur in Europa hat man das noch nicht bemerkt.“ Die Eskalationsstufen: Handelskriege sind schon entbrannt, die Cyberkriege mit Hilfe der künstlichen Intelligenz und Zerstörung kritischer Infrastruktur sind größtenteils unbemerkt von der Öffentlichkeit im Gang, teils aber mit falschen Schuldzuweisungen wie im Fall Nord Stream nicht zu vertuschen. Begrenzte Kriege mit der Gefahr der atomaren Konfrontation existieren in der Ukraine, in Nahost, aber auch in vielen anderen Regionen der Welt.


Natürlich bin ich gegen den Krieg Russlands gegen die Ukraine, gegen jede kriegerische Gewalt, ohne jedoch die Augen vor der Realität zu verschließen. Denn die Ursachen liegen tiefer. Der Krieg in der Ukraine begann schon Anfang 1990er Jahre, als Michael Gorbatschow (einseitig) den Kalten Krieg beendete und Deutschland die Einheit bescherte. Dies leitete keine neue Ära des Friedens in der Welt ein. Völkerrechtsverletzungen erfolgten in Serbien, im Kosovo, in Nahost, in Afghanistan, im Irak, in Afrika, Lateinamerika, in der ganzen Welt. Die USA bauten ihre Hegemonialmacht aus, die NATO erweiterte ihre Machtbasis. Im Nahen Osten registrierte die UNO mindestens 120 Völkerrechtsverletzungen Israels, vor allem Landeroberungen und Morde an Palästinensern. Die USA und Deutschland lieferten die Waffen dafür. Das ist keine Entschuldigung für die Gräueltaten der Hamas. Konfrontationen mit immer mehr Waffen, Aufrüstung in der Welt verschärfen die vielen Konflikte. Die Losung muss lauten: Frieden schaffen ohne Waffen. Diplomatie, Verhandlungen, Friedenslösungen, Abrüstung ist das Gebot der Stunde.


Worum geht es?


Wenn Russland im Ukraine-Krieg besiegt ist, haben wir dann Frieden? Nein. Dann geht der Kampf der Hegemonialmacht USA um die weitere Weltherrschaft mit dessen (vorläufigem) Sieg nur in eine neue Runde. US-Präsident Joe Biden hat es offen ausgesprochen: Der eigentliche „Feind“ sei nicht Russland sondern China. Denn Russland ist als Großmacht schon längst „besiegt“. Auch Außenministerin Baerbock spricht von dem systemischen Rivalen China, also „dem“ Feind. FDP Strack-Zimmermann bastelt an ihrem Feindbild, dem Satan und Diktator Xi Jinping. Die Hegemonialmacht USA will ihre bisherige Weltherrschaft auch in Zukunft sichern. Die neue Wirtschaftsmacht China fordert mehr Einfluss. Die bisherigen Kolonial- und Entwicklungsländer sehen sich weiter ökonomisch unterdrückt. Der Kampf um Einflussgebiete in Asien, Afrika und Lateinamerika ist entbrannt. Die Trümpfe in diesem Kampf sind ökonomische Stärke und militärische Überlegenheit. Wirtschaftskriege lodern. Sie dürfen nicht zu handfesten kriegerischen Konflikten entwickeln, die dann in letzter Instanz in einer atomaren Katastrophe enden.


Die Strategie der Hegemonialmacht USA, die ihre die Welt beherrschende Stellung behaupten will, ist durchschaubar: Deutschland und die EU inklusive Großbritannien sollen die Ostflanke der NATO an den Grenzen zu Belarus und Russland sichern. Die USA konzentrieren sich auf die Westflanke an den Grenzen Chinas und bauen in Fernost ihre militärische Präsenz aus. Dort wird die Allianz vor allem mit Japan, Taiwan, Indonesien und Australien gestärkt. Es geht also um den Kampf der Wirtschaftsblöcke in der Welt: Die bisherige Hegemonialmacht USA und die G7-Länder auf der einen Seite und China, die BRICS-Staaten und viele Länder des Südens auf der anderen Seite. Die erbittert – auch militärisch – geführte Auseinandersetzung hat ökonomische Ursachen.


US-Präsident Joe Biden hat mit 100-prozentigen Zöllen auf chinesische Autos und vielen anderen Sanktionen klar gemacht: Es geht in die entscheidende Runde, wirtschaftlich und militärisch. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und Außenministerin Annalena Baerbock positionieren sich klar auf der Seite der USA. China ist der Feind. Verniedlichend nennen sie es De-Risking. Einen Vorgeschmack bieten schon die bisherigen Sanktionen. Die Energiepreise steigen rasant, die Inflation schmälert die Geldbeutel der Bürger, die Wirtschaft schwächelt. Wenn die Wirtschaftsbeziehungen mit China beschnitten werden, wird die vom Export abhängige deutsche Wirtschaft im Mark getroffen. Die deutsche Autoindustrie (mindestens jeder sechste Arbeitsplatz hängt von ihr ab) macht 40 Prozent ihrer Gewinne in China. Sie würde in den Bankrott getrieben. Nicht viel besser würde es Siemens, BASF, dem Maschinenbau oder der Chemieindustrie, dem Rückgrat der deutschen Wirtschaft, ergehen. Auch der Chef des Münchner ifo-Instituts Clemens Fuest warnt vor „Überreaktionen“: „Die Wirtschaftsbeziehungen mit China heute, eine Krise antizipieren, vorauszunehmen, das wirkt auf mich wie Selbstmord aus Angst vor dem Tod. Man muss schon vorsichtig sein, aber man muss nicht wirtschaftlichen Selbstmord begehen.“ Klarer ausgedrückt: Es geht um den Bankrott Deutschlands. Unser Land würde zwischen den zwei Weltwirtschaftsblöcken zerrieben. Der ifo-Chef muss es wissen. Die ökonomischen Hintergründe sind für Laien schwer durchschaubar und kompliziert.


Die Fakten


Die Vereinigten Staaten von Amerika erscheinen unangefochten und mit großem Abstand als die führende ökonomische Weltmacht. Im Jahr 2023 belief sich nach Angaben des Internationen Währungsfonds (IWF) mit Sitz in den USA das Bruttoinlandsproduktprodukt (BIP) der USA nominal auf 24,689 Billionen US-Dollar, gefolgt von China mit 18,922 Billionen.


Das ist ein sehr deutlicher Abstand von fast 6 Billionen. Zum Vergleich: Das BIP Deutschlands (also die Summe der in unserem Land im Jahr 2023 geschaffenen Werte) belief sich im Jahr 2023 auf 4,5 Billionen. Laut den Prognosen des Währungsfonds wird sich an der führenden Rolle der USA in der Welt auch nichts ändern. Für das Jahr 2029 wird ein ähnlich sehr großer Abstand bei der Werteproduktion konstatiert. Die USA liegen laut IWF auch hier im Jahr 2029 mit 27,403 Billionen US-Dollar ganz deutlich vor der nachfolgenden Wirtschaftsmacht China mit 23,659 Billionen US-Dollar. Militärisch ist die Dominanz noch deutlicher. Die Militärausgaben der USA betrugen 2023 nach eigenen Angaben 916 Milliarden US-Dollar (wahrscheinlich sehr viel höher), die der Chinesen 296 Milliarden. Die US-Amerikaner hatten also dreimal so hohe Militärausgaben wie die zweitgrößte Militärmacht der Welt. Russland hinkt mit Aufwendungen von 109 Milliarden geradezu hinterher, obwohl es nach wie vor die stärkste Atommacht darstellt. Allein die vier europäischen NATO-Verbündeten Großbritannien (74,9), Deutschland (66,8), Frankreich (61,3) und Italien (35,5) kamen im Jahr 2023 mit Aufwendungen von zusammen 239 Milliarden US-Dollar für die Aufrüstung auf mehr als das Zweifache der militaristisch aufgepäppelten Russen. Und Deutschland hat im Folgejahr 2024 massiv mehr Geld für Waffen ausgegeben. Schon jetzt ist die Rüstung in der Welt erschreckend hoch und reicht aus, um die Menschheit mehrfach auszurotten. Und es wird weiter aufgerüstet...


Die Übermacht der USA in der Welt scheint auch in der Zukunft fest betoniert zu sein. Doch so einfach ist die Sachlage nicht. Denn der Vergleich der nominalen Bruttoinlandprodukts-Werte vermittelt einen falschen Eindruck, der durch politische Maßnahmen beeinflusst werden kann.


Denn die Dominanz der USA steht auf zwei wackligen Füßen: Die USA besitzen derzeit erstens noch mit dem Dollar die international anerkannte Leitwährung (die Bedeutung des US-Dollar nimmt allerdings ständig ab und bekommt vom Euro und Renminbi Konkurrenz). Zweitens sind die USA die größten Erdölproduzenten noch vor Saudiarabien und Russland und dominieren so den Energie-Markt der Welt, der ja größtenteils zu Dollarpreisen abgewickelt wird. Und auch hier erodiert die Position.


Der Dollar als Welt-Leitwährung sichert Privilegien


Die Dominanz der USA mit der Leitwährung des US-Dollar beruht auf der unangefochtenen, ökonomisch weit überragenden Stellung nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Welt lag zerstört danieder. Nur die USA erwiesen sich als Fels in stürmischer Brandung. Das Abkommen von Bretton Woods zementierte den US-Dollar als Welt-Leitwährung und sicherte nur den Wert des Dollars mit Goldbarren. Jedes Land musste die Stärke ihrer
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Die Grafik der Zürcher Kantonalbank veranschaulicht, welche Ausmaße der Schuldenberg der USA schon erreicht hat. Um Wahlen zu gewinnen und Kriege zu finanzieren, werden in den USA Schulden angehäuft und wird die Notenpresse angeschmissen. Krisen und Kriege ließen den Schuldenberg jeweils steigen. Die Staatsschulden bewegen sich allerdings auf Besorgnis erregende Rekordhöhen zu.


Währung am US-Dollar messen, sie „floateten“ um den US-Dollar wie die Motten um das Licht. Aber der Vietnamkrieg mit immensen Kosten überstrapazierte den US-Haushalt. 1971 wurde die Goldbindung aufgehoben. Die USA können seitdem Papiergeld drucken. Die Währungen der Welt messen sich aber weiterhin am US-Dollar. Der ehemalige Präsident der US-Notenbank FED (Federal Reserve Board) Alan Greenspan formulierte einmal salopp, die USA könnten nie in den Bankrott getrieben werden, weil sie ungehindert Geld drucken könnten. Das können sie allerdings nur, solange die anderen Länder Vertrauen in die Stabilität der Währung haben und die wirtschaftliche Dominanz der westlichen Staaten gewahrt ist. Seit dem Jahr 1971 verzeichnen die USA negative Handelsbilanzen, das heißt, sie führen Jahr für Jahr mehr Waren ein als sie exportieren.


Und dabei handelt es sich keinesfalls um Minimalbeträge. In den vergangenen zehn Jahren betrug das Handelsbilanzdefizit Jahr für Jahr rund eine Billion US-Dollar – mit steigender Tendenz. In Zahlen: 1.000.000.000.000 US-Dollar Jahr für Jahr.


Das führte unter anderem dazu, dass die Staatsschulden der USA auf die gewaltige Summe von 33,4 Billionen US-Dollar im Jahr 2023 angestiegen sind. Das sind 122,2 Prozent des Brutto-Inlandsprodukts. Eine Verschuldung in Höhe von 60 Prozent hält die Europäische Zentralbank (EZB) noch für vertretbar. Alles andere sei von Übel und führe in die Schuldenfalle. Doch alle führenden Wirtschaftsnationen Europas halten sich nicht an diese verordnete Norm, international am allerwenigsten die Nation, die mit der Leitwährung der alleroberste Wächter der Tugenden sein sollte. Der Internationale Währungsfonds erwartet für das Jahr 2024 einen weitere Steigerung der Schulden der USA um zwei Billionen auf 35,5 Billionen und prognostiziert einen Schuldenstand im Jahr 2029 in Höhe von 45,52 Billionen US-Dollar.


Die meisten Länder der Welt sind tributpflichtig


Wer stützt diese überdimensionalen Schuldenberge? In erster Linie regeln dies die Finanzmärkte, auf denen die wichtigsten Güter auf Dollarbasis gehandelt werden. Die USA können mit Papiergeld zahlen, alle anderen Länder müssen in harter Währung begleichen. Dann erfolgt die Finanzierung über Staatsanleihen der USA. Die Europäische Union hält rund sechs Billionen dieser Papiere, Japan rund vier Billionen und China schätzungsweise drei Billionen. Wenn allein China die US-Schulden einfordern würden, würde dies eine Wirtschaftskrise auslösen, die die Krise von 2007/2008 weit in den Schatten stellen würde. Denn China ist nicht


Entwicklung des Außenhandels der USA
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	54.510
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	616.110

	1.452.651

	2.008.043

	2.375.402

	2.771.466

	2.811.124

	3.394.346
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	−620

	−18,953

	−80,852

	−369,689

	−716,537

	−503,078

	−491,419

	−676,679

	−861,395







Quelle: Wikipedia
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Dieses Weltbild verdeutlicht sehr anschaulich, welche Länder auf Grund der hohen Außenhandelsbilanzdefizite der USA die Rechnung bezahlen: Alle rot gekennzeichneten Länder stecken in der Schuldenfalle und sind abhängig von den USA. Die USA können die Handelsbilanzdefizite jederzeit erhöhen. Das Land besitzt ja die Dollar-Papierdruckpresse. Wenn die US-amerikanische Notenbank FED die Zinsen auf hohem Niveau von 5 Prozent belässt, werden die Schwierigkeiten der Länder stark zunehmen.


nur weitgehend schuldenfrei sondern finanziert noch die Schulden anderer Staaten. Den chinesischen Schulden von 1,4 Billionen US-Dollar stehen geschätzte Ansprüche an ausländische Schuldner in Höhe von 6,2 Billionen US-Dollar gegenüber. Mit Abstand größter Schuldner Chinas sind die USA. Die USA hängen also am Tropf von China. Aber auch die Kreditgeber aus der Europäischen Union sitzen selber auf einem Berg von Schulden. Frankreich weist 2023 mit rund 3,1 Billionen Euro die höchste Staatsverschuldung innerhalb der Europäischen Union auf. Italien liegt mit rund 2,9 Billionen Euro dicht dahinter. Griechenland, auf das die Währungspolizisten der EZB mit spitzen Fingern wegen der enormen Verschwendung zeigten, hatte im Jahr 2023 Staatsschulden in Höhe von 356 Milliarden Euro, also jeweils weniger als zehn Prozent der als solide eingeschätzten Länder Frankreich und Italien. Und Griechenland muss bis 2050 Kredite abstottern, um im günstigsten Fall in diesem Jahr relativ schuldenfrei zu sein. Wenn bis dahin die Wirtschaft reibungslos läuft...


Zeit online schrieb schon am 29. April 2024 unter dem Titel „Der 33-Billionen-Dollar-Strudel“: „Wenn Finanzminister und Notenbankchefs aus aller Welt beim Internationalen Währungsfonds (IWF) in Washington zusammenkommen, geht es oft um arme Länder, die hoch verschuldet sind und Hilfe benötigen. Doch beim IWF-Frühjahrstreffen, das vergangene Woche endete, trat zu den altbekannten Sorgen eine neue hinzu: Was ist, wenn die USA ihre Schulden nicht in den Griff bekommen? Wenn die Regierung der größten Volkswirtschaft des Planeten so weitermacht wie bisher – und in rasendem Tempo immer mehr Kredite aufnimmt?“ Die Wirtschaft der USA brummt, glaubt man den veröffentlichten Zahlen.


Aber die USA machen Schulden ohne Ende. Zeit online schreibt weiter: „Ein Boom ist nicht der Zeitpunkt für deficit spending, also für den Ausgleich konjuktureller Schwächen durch schuldenfinanzierte Staatsausgaben. Doch in den USA ist nun alles anders, und Experten wie Clemens Fuest schütteln darüber nur den Kopf. ›Eine schlechtere Makropolitik kann man eigentlich gar nicht machen‹, warnte der Präsident des Münchener ifoInstituts schon vor Monaten. Die Folge dieser ›kompletten makroökonomischen Fehlsteuerung‹ in den USA sei, dass ›die Schuldenquote mit wahnsinniger Geschwindigkeit ansteigt‹.“ Das Fazit von Zeit online lautet: „Dabei geht es nicht allein um ein finanztechnisches Problem. Angesichts des wachsenden Kreditberges stellt sich auch die Frage, wie lange sich die USA ihre sehr teure Klimapolitik noch leisten können. Oder ihr riesiges Militärbudget. Die hohen Schulden wecken Zweifel an der Superkraft der Supermacht.“


Staatsschulden haben einen schwer wiegenden Haken: Das geborgte Geld muss mit Zinsen bedient werden. Im Fall der USA kann das Land Papiergeld drucken. Das geht aber nur solange das Vertrauen in den Wert des bedruckten Papiers nicht schwindet. 2021 verabschiedete Präsident Joe Biden das Infrastrukturpaket im Wert von 550 Milliarden US-Dollar. In den Folgejahren wurde mit dem Inflation Reduction Act im Wert von 780 Milliarden US-Dollar und dem Chips-Act im Wert von 280 Milliarden die Wirtschaft im Lande angeheizt. Diese enormen Finanzspritzen sind aber allesamt mit erneuter Schuldenaufnahme finanziert. Die Schulden werden also weiter angehäuft, um die Schulden zu finanzieren und die Wirtschaft anzukurbeln. Daran wird sich auch nach den Wahlen 2024 mit Trump als Sieger nichts ändern. Er wird weiter Schulden anhäufen, um als Impulsgeber einer florierenden Wirtschaft zu erscheinen. Die Kriege in der Ukraine und in Nahost erfordern – wenn sie denn in der bisherigen Härte fortgeführt werden – weiter enorm steigende Summen. Ist das auch in Zukunft durchzuhalten? Oder werden die Zweifel an der Superkraft der Supermacht zunehmen?


Ein schwer wiegendes Manko haben die mit Schulden finanzierten Finanzspritzen in den USA zusätzlich zur Folge: Sie locken die Investoren in das nordamerikanische Land, Kapital, das dann in den Ländern der „Partner“ wie der Europäischen Union fehlt. Deren Wirtschaften wie zum Beispiel die Deutschlands dümpeln dann in die Rezession. Den Wert der US-Währung und die Überlegenheit der US-Wirtschaft versucht das Land auch über Wirtschaftskriege zu sichern. Derzeit führen die USA Wirtschaftskriege gegen eine Vielzahl der Länder der Welt, gegen China, Russland, Iran, Venezuela, Kuba, Sudan, Simbabwe, Myanmar, die Demokratische Republik Kongo, Pakistan, die Türkei. Die Liste der mit Sanktionen belegten Länder wird von Jahr zu Jahr größer. Unter der Rubrik Wirtschaftskrieg kann auch die Zerstörung der Gas- und Erdöl-Röhren Nord Stream gelistet werden. Es unterbricht die Lieferung von
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Energie aus Russland und zwingt die Länder, teurere Energie aus den USA zu kaufen. Es gibt also vielfältige Möglichkeiten... Sanktionen und Strafmaßnahmen können die USA verhängen, weil sie das Machtmittel der Leitwährung und die militärische Überlegenheit besitzen. Aber diese einst sehr scharfen Schwerter werden nach und nach stumpfer.


Das Bild der Überlegenheit der USA, das durch den nominalen Wert des Bruttoinlandsprodukts in US-Dollar (also nach derzeitigen Währungsparitäten berechneten BIP) gezeichnet wird, kehrt sich dramatisch um, wenn das BIP nach der Kaufkraft berechnet wird, also nach dem, was tatsächlich an konsumierbaren und exportfähigem Wert in einem Land produziert wird. Nach Berechnungen des Internationalen Währungsfonds (IWF) hat hier China seit dem Jahr 2017 die Nase vorn. Das BIP nach Kaufkraftparitäten berechnet betrug im Jahre 2023 in China 32,96 Billionen US-Dollar, in den USA 23,937 und in Indien 13,34 Billionen US-Dollar.


Anteil der G7-Länder und der BRICS-Länder an der Weltwirtschaft 2023
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Quelle: Wikipedia, Focus Online, eigene Berechnungen


Unter ferner liefen folgen dann Japan, Deutschland, Russland.


Um es überspitzt zu formulieren: Der nominale Wert des BIP spiegelt den Wert des gedruckten Papiers wider. Nach dem nominalen Wert müssen aber sich in der Realität alle richten, weil alle, auch China, den Verfall der US-Währung fürchten müssen. Denn die den USA gewährten Kredite würden starke Werteinbußen erleiden. Das nach Kaufkraftparitäten berechnete BIP zeigt allerdings die reale Wirtschaftskraft, die in Zukunft ausschlaggebend ist. Das berechnete nominale BIP ist eine finanzpolitische Scheinwelt. Das nach Kaufkraftparitäten berechnete BIP ist harte Realität in den handelspolitischen Beziehungen, die vor allem im bilateralen Handel praktiziert werden. Aber natürlich kann mit dem gedruckten Papier der Dollarwährung bezahlt werden, solange der Finanzmarkt von den USA und den G7-Staaten dominiert wird und Vertrauen in eine harte US-Währung besteht. Aber selbst die US-amerikanischen Ratingagenturen haben die Bonität der US-Währung von AAA auf AA+ herabgestuft.


Kennzahlen der BRICS-Länder Bevölkerung 2023, nominelles BIP 2022, BIP KKP 2022, Exporte 2022





	Land

	Bevölkerung

	Fläche in

	BIP (nominell) in

	BIP (Kaufkraftparität)

	Exporte in





	

	Mio.

	in %

	Tsd. km2

	%

	Mrd. USD

	in %

	Mrd. Int. $

	in %

	Mrd. USD

	%





	Volksrepublik China 1

	1.433,9

	17,8

	9.597

	6,4

	18.268

	18,2

	30.763

	18,8

	3.594

	14,4





	Indien

	1.428,6

	17,8

	3.287

	2,2

	3.390

	3,4

	11.901

	7,3

	453

	1,8





	Brasilien

	216,4

	2,7

	8.515

	5,7

	1.920

	1,9

	3.837

	2,3

	334

	1,3





	Russland

	144,4

	1,8

	17.098

	11,4

	2.244

	2,2

	4.770

	2,9

	532

	2,1





	Südafrika

	60,4

	0,8

	1.219

	0,8

	405

	0,4

	953

	0,6

	123

	0,5





	Äthiopien

	126,5

	1,6

	1.104

	0,7

	120

	0,1

	357

	0,2

	

	





	Ägypten

	112,7

	1,4

	1.002

	0,7

	475

	0,5

	1.676

	1,0

	

	





	Iran

	89,2

	1,1

	1.648

	1,1

	346

	0,3

	1.617

	1,0

	

	





	V. Arabische Emirate

	9,5

	0,1

	84

	0,1

	507

	0,5

	835

	0,5

	599

	2,4





	BRICS

	3.621,6

	45,1

	43.554

	29,1

	27.675

	27,5

	56.709

	34,6

	

	





	Welt

	8.045,0

	100,0

	149.430

	100,0

	100.135

	100,0

	163.837

	100,0

	24.905

	100,0





	1 mit Hongkong undMacau

	

	

	

	







Quellen: Wikipedia, Focus online


Währungs-Überlegenheit versus realer in Kaufkraft gemessener Wert der erzeugten Produkte prägen das Bild der Rivalität zwischen den G7-Staaten (USA, Deutschland, Japan, Frankreich, Großbritannien Italien und Kanada) einerseits und den BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika) andererseits. Das BIP der G7-Staaten weist derzeit nominal in Dollar-Währungsparitäten berechnet im Jahr 2023 noch eine wirtschaftliche Überlegenheit der G7-Staaten aus. Doch nach Kaufkraft berechnet hat sich das Blatt schon gewendet. Der Machtwechsel der beiden großen Wirtschaftsblöcke der Welt ist im Gang. Hier wiederholt sich der Machtpoker finanzpolitische, nominale Bewertung contra kaufkraftbedingte Bewertung. Die fünf BRICS-Staaten überholten die G7-Staaten beim Anteil am Welt-BIP kaufkraftbedingt im Jahr 2020. Im Jahr 2023 hat der Abstand seitdem weiter zugenommen, die BRICS-Staaten halten zu diesem Zeitpunkt 32 Prozent des weltweit kaufkraftbereinigten BIP verglichen mit 30 Prozent der G7-Staaten. Für das Jahr 2029 wird der Anstieg des Anteils der BRICS-Staaten am kaufkraftbereinigten globalen BIP auf rund 34,1 Prozent prognostiziert. In den fünf BRICS-Staaten leben rund 45 Prozent der Weltbevölkerung, in den G7 weniger als zehn Prozent. Anfang des Jahres 2024 sind mit Ägypten, Äthiopien, Iran, Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten fünf weitere Staaten dem BRICS-Bündnis beigetreten. Das BRICS-Format avancierte zu BRICS plus und erweiterte damit den weltweiten Einfluss beträchtlich. Mit Russland, Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten müssen jetzt Erdöl und Energieprodukte nicht mehr in der US-Währung gehandelt werden und entziehen sich somit der US-amerikanischen Einflussnahme.


Die multipolare Weltordnung wird vorbereitet


Um sich dem finanzpolitischem Einfluss und den Sanktionen der USA und der G7-Staaten zu entziehen, haben in der Vergangenheit viele Länder bilaterale Abkommen geschlossen, so zum Beispiel Venezuela, Brasilien oder der Iran. Aktuell praktiziert dies Russland in großem Maßstab. Ein nächster folgenreicher Schritt wird auf dem finanzpolitischen Sektor vorbereitet. 2016 haben die fünf BRICS-Staaten die Asiatische Infrastruktur-Investitionsbank (AIIB) gegründet. Aktuell sind rund 100 Länder Mitglied der AIIB. Besonders China, viele ehemalige Entwicklungsländer und Länder des Südens beklagen sich über eine Dominanz und die Sanktionen der US-Amerikaner im Internationalen Währungsfonds und in der Weltbank. Da sich die US-Amerikaner strikt weigerten, eine Änderung der Stimmverhältnisse im Internationalen Währungsfonds und der Weltbank zuzustimmen, begann China 2013 mit der Gründung der Initiative AIIB.


Die unipolare, hegemoniale Weltordnung soll durch eine multipolare ersetzt werden. Deutschland und das Vereinigte Königreich traten der AIIB bereits zur Gründung bei, Italien und Frankreich im Sommer 2016. Ein weiterer Schritt wird vorbereitet mit der Installation einer neuen Weltwährung, BRICS oder R5 genannt. Die Landeswährungen aller bisherigen fünf BRICS-Staaten, darauf spielt die Abkürzung an, beginnen mit dem Buchstaben R: Brasilien hat den Real, Russland den Rubel, Indien die Rupie, China den Renminbi und Südafrika den Rand. Bis es zu einer einheitlichen Währung kommt, dürften allerdings noch Jahre an Verhandlungen vergehen und viele Interessenkonflikte auszuräumen sein.


Unsicherheit bestimmt auch die weltweiten Finanzmärkte. Droht Gefahr nicht nur von den drei Billionen US-Staatsanleihen, die China angespart hat? Seit über vier Jahrzehnten profitieren die USA von defizitären Handelsbilanzen, importieren also mehr als sie ausführen. Alan Greenspan, der ehemalige Notenbankchef der FED, beruhigte besorgte Anleger: „Die


USA können jederzeit alle ihre Schulden bezahlen, denn wir können jederzeit jede beliebige Menge Geld drucken, die wir brauchen!“ Das wird aber in Zukunft immer schwieriger. Die Bedeutung des US-Dollars als internationale Leitwährung sinkt, der Euro schiebt sich kontinuierlich nach vorn, bilaterale Abkommen schmälern den Einfluss des Dollars. Schätzungen belegen, dass die USA derzeit allein durch den US-Dollar als Leitwährung einen Vorteil von mindestens 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts jährlich erzielen, das sind immerhin über 550 Milliarden US-Dollar (also das eineinhalbfache des deutschen Bundeshaushalts). Nach meiner Einschätzung dürfte der Vorteil durch den Nutzen des Dollar als Welt-Leitwährung weitaus höher liegen. Die Gewinne auf den weltweiten Finanzmärkten sind sehr schwer einzuschätzen. Was wird, wenn Öl an Bedeutung verliert (was absehbar ist) und nicht mehr in Dollar gehandelt wird? Wenn die Bedeutung der US-amerikanischen Wirtschaft als Handelspartner weiter sinkt? Unterdessen hat der US-Haushalt eine Rekordverschuldung von rund 122 Prozent des Bruttoinlandsprodukts erreicht (und sie wird weiter sehr stark ansteigen). Die Bonität der US-amerikanischen Währung ist schon von den Ratingagenturen auf AA+ herabgestuft. Internationale Anleger werden sicher auch vorsichtiger, US-amerikanische Anleihen zu zeichnen.


Deutschland, die Europäische Union insgesamt drohen zwischen die Mühlsteine der Weltpolitik, dem drohenden Konflikt zwischen den USA und China zu geraten. Zur Entwicklung des Handels zwischen der EU und China schreibt der Finanzanalyst Michael Hudson: „Die kalten Krieger der USA behaupten, dass diese – und in der Tat fast alle Exporte – militärisch genutzt werden könnten. Diese Behauptung hat Europa dazu bewogen, der Forderung der USA nach Sanktionen nachzukommen. So bereiten die Vereinigten Staaten einen Krieg mit China vor. ...


Sollte das Embargo gegen China ausgeweitet werden, könnte die deutsche Industrie keine Hightech-Produkte mehr aus China importieren und deutschen Firmen wären die Investitionsmöglichkeiten auf dem chinesischen Markt versperrt.“ (Berliner Zeitung vom 26./27. 10. 2024) Man muss hinzufügen, dass den deutschen Firmen die Expansionsmöglichkeiten auf den expandierenden Märkten der Welt versperrt werden würden: Für die deutsche Industrie wäre das ein Selbstmord aus Angst vor dem Tod.









I.2. CIA-Prognose: Wesen der Macht wandelt sich weltweit


Mit nie dagewesener Geschwindigkeit wird sich die Welt in den nächsten zehn Jahren verändern. Das ist die Prognose des mächtigsten Geheimdienstes der Welt, der CIA, für die Jahre bis 2035. Das Kooperieren und Regieren werde schwieriger. Vor allem: Das Wesen der Macht werde sich verändern. Die „regelbasierte Ordnung“ der Nachkriegszeit sei hochgradig gefährdet. Unter „regelbasierter Ordnung“ verstehen die Ökonomen, dass die Stellung der USA als ökonomisch bestimmende Weltmacht mit dem Dollar als Leitwährung anerkannt wird. Die CIA stützt sich dabei auf die Analysen vieler Ökonomen, Soziologen, Psychologen, Bevölkerungswissenschaftler und anderer Experten. Eine zentrale Aussage lautet: „Das globale Wachstum wird sich verlangsamen, gleichzeitig stehen zunehmend komplexe globale Herausforderungen bevor. Eine stetig größer werdende Gruppe von Staaten, Organisationen und Individuen wird Weltpolitik gestalten. Was immer die Folgen sein mögen – die neue globale Landschaft kündigt das Ende der Ära amerikanischer Dominanz in Nachkriegszeit und Kaltem Krieg an.“ (Die Welt im Jahr 2035 gesehen von der CIA, München 2018, S. 13)


Schauen wir zunächst auf die ökonomischen Fakten. Im Jahr 2017 exportierten die USA Produkte und Dienstleistungen im Wert von 1.546 Milliarden Dollar, sie hatten ein Importvolumen in Höhe von 2.409 Milliarden Dollar. Auf dem ersten Blick fällt das gewaltige Handelsbilanz-Defizit von 863 Milliarden Dollar ins Auge. Das ist mehr als das Doppelte des gesamten deutschen Bundeshaushalts eines Jahres. Dabei ist das Jahr 2017 keine Ausnahme. Seit über 40 Jahren lebt die Welt mit den riesigen Defiziten der USA. Warum ist das Land nicht längst bankrott? Weil es ungehindert Dollars drucken kann. Die Welt-Leitwährung ist der Dollar – fast alle wichtigen Rohstoffe werden auf Dollar-Basis gehandelt. Als das sogenannte Bretton-Woods-System nach dem Zweiten Weltkrieg 1971 die Golddeckung für jede Währung abschaffte, bekam die Dollar-Papierwährung in der internationalen Währungsordnung die führende Stellung – diese von der CIA umständlich als „regelbasierte Ordnung“ der Nachkriegszeit bezeichnet sieht der Geheimdienst als gefährdet an. Warum?


Um diese Frage beantworten zu können, muss man sich die Kennziffern der anderen Weltmacht anschauen. Die VR China exportierte im Jahr 2017 Waren im Wert von 2.263 Milliarden Dollar und importierte Waren im Wert von 1.841 Milliarden Dollar: Das ist ein Überschuss von 422 Milliarden Dollar. Mit einem Anteil von fast 20 Prozent ist China auch der bei weitem wichtigste Exporteur in die USA. Die führende westliche Kraft ist also von dem „roten Drachen“ abhängig – Handelshemmnisse sind ein zweischneidiges Schwert. China besitzt auch einen Großteil der Staatsanleihen der USA. China akzeptiert also derzeit die Gepflogenheiten des Weltmarkts. Weshalb sieht die CIA trotzdem die „regelbasierte Ordnung“ wanken? Im Jahr 2015 gründete China die Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB) mit sich selbst als Hauptaktionär. An der Eröffnung in Peking im Juni des Jahres nahmen 56 Staaten teil.


Zudem wird die fortschreitende Technologie die Wirtschaft durcheinanderwirbeln. Das könnte laut CIA zu schwer zu kontrollierenden Brüchen führen, mit der Gefahr, dass die hochindustrialisierten Länder sich nicht schnell genug anpassen können. Experten gehen davon aus, dass in den


USA und in Deutschland rund 50 Prozent der Arbeitsplätze durch den technologischen Wandel massiv verändert werden – verbunden mit hohen Kapitalinvestitionen und mit der Folge der Entlassung vieler Arbeitskräfte. Die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM) geht davon aus, dass allein in der deutschen Autoindustrie 410.000 Arbeitsplätze wegfallen werden. Infolge von fortgeschrittener Informations- und Kommunikationstechnologien werde es auch im Finanzsektor und in anderen Dienstleistungssektoren tiefgreifende Auswirkungen geben. Durch Erschließung neuer Energiequellen dürften vor allem China, Indien und andere ressourcenarme Entwicklungsländer profitieren.


Die Spannungen zwischen Staaten werden zunehmen


Das weitere Szenario: – Die Gewichte in der Weltwirtschaft verschieben sich, weil das schwache Wirtschaftswachstum in den westlichen Industriestaaten nach Einschätzung der CIA zunächst anhält. Die großen Staaten wie die USA, Japan, Italien oder Frankreich werden von hohen Schulden, schwacher Nachfrage und Zweifeln an der Globalisierung geplagt. Die zunehmende globale Verflechtung führt zu Spannungen zwischen den Staaten.


– Die Regierungen haben es schwerer, den Forderungen der Bevölkerungen nach Ausgleich der sozialen Konflikte zu entsprechen. Die unterschiedlichen Interessen in den Gesellschaften nehmen zu. Das führe in vielen Ländern zu politischem Populismus. Diese Prognose bestimmt das politische Geschehen nicht nur in den USA. In Deutschland gewinnt die Alternative für Deutschland (AfD) beträchtliche Stimmenanteile, Le Pen in Frankreich. In Italien hat Meloni die Regierungsverantwortung. Gruppenegoismen bilden sich nach Einschätzung der CIA durch Betonung der Religions- oder Parteizugehörigkeit, der wirtschaftlichen oder ethnischen Interessen verstärkt heraus. Auch unterschiedliche Medienausrichtung und Informationsgewohnheiten können Interessensgegensätze verhärten. Die CIA: „Das Wesen von Konflikten verändert sich. ... Künftige Konflikte werden zunehmend auf die Zerstörung von kritischer Infrastruktur, gesellschaftlichem Zusammenhalt und wichtigen Regierungsfunktionen abzielen, um psychologische und geopolitische Vorteile zu erlangen, anstatt wie früher zu versuchen, den Feind mit traditionellen militärischen Mitteln auf dem Schlachtfeld zu besiegen. ... Solche Strategien lassen einen Trend in Richtung zunehmend kostspieliger Konflikte ohne klaren Sieger oder Verlierer erwarten.“ (ebd. S.47 f.)


– Die Bewältigung weltweiter Themen wird schwieriger, weil die Anzahl der Akteure zunimmt. Auch China, Russland, Indien, Brasilien und Europa beanspruchen Mitspracherechte. Die Probleme in den armen Ländern vor allem in Asien und Afrika verschärfen sich. Bisherige wichtige Akteure wie die Öl exportierenden Länder werden an Bedeutung verlieren, weil alternative Energiequellen erschlossen werden.


– Der Klimawandel erhöht die Bedeutung von Gesundheitsthemen. Extremere Wetterbedingungen belasten Wasser und Boden sehr stark. Mangelnde Ernährungssicherheit beschwört gesellschaftliche Konflikte herauf. Stressfaktoren seien der „Anstieg des Meeresspiegels, das Versauern der Meere, Permafrost- und Gletscherschmelze, die Verschlechterung der Luftqualität, dauerhafte Veränderungen bei Temperaturen und Niederschlägen.“ Die CIA erwartet, dass 2035 die Luftverschmutzung die weltweit wichtigste Ursache von umweltbedingten Todesfällen sein wird.


Schon jetzt seien zwei Drittel des fruchtbaren Bodens geschädigt.


Internationale Kooperationen sind notwendig


Auch die CIA erkennt an: „Angesichts der wachsenden Komplexität althergebrachter und neuer Herausforderungen sind kollektive Problemlösungen dringender denn je geboten.“ Die bisherige Weltordnung stehe auf dem Spiel. „Diese Dynamik macht es schwierig, internationale Institutionen wie den UN-Sicherheitsrat oder die Bretton-Woods-Institutionen zu reformieren, und es stellt sich die Frage, ob politische Rechte, Bürger- und Menschenrechte, die seit 1945 Inbegriff liberaler Werte und des amerikanischen Führungsanspruchs waren, dies auch weiterhin sein werden.“ (ebd. S. 87f.) Reformen werden zwar als notwendig erachtet.


Die Frage, wie diese durchzusetzen sind, bleibt aber unbeantwortet. Die bisherigen internationalen Institutionen sollen offenbar nicht gestärkt werden, weil zu viele Länder Einfluss gewinnen könnten.


Der Geheimdienst zieht nicht die Schlussfolgerung, dass die schon jetzt existierenden internationalen Institutionen wie die UNO, die Weltgesundheits-, die Internationale Arbeitsorganisation oder der Internationale Gerichtshof gestärkt und deren Rechte ausgebaut werden müssen. Nein er prognostiziert, dass sich neue geopolitische Machtzentren bilden werden.


Offenbar will die CIA sicherstellen, dass die bisherige Vormachtstellung der USA erhalten bleibt. Aber die derzeitige protektionistische Politik der USA mit wirtschaftlichem Sanktionen inklusive der Verhängung von Strafzöllen, Kündigung des Klimaschutzabkommens und des Internationalen Atomabkommens mit dem Iran müssen selbst aus CIA-Sicht als Eigentore klassifiziert werden. Die CIA möchte die Überlegenheit der USA in den Handelsbeziehungen sichern, aber Protektionismus und Abschottungtendenzen verhindern, weil dies die wirtschaftlichen Handelsspielräume einengt – die USA befinden sich in der Klemme.


Neue Weltordnung – und deren Gefahren


Eine grundlegende, tief greifende Umstrukturierung der politischen und wirtschaftlichen Ordnungen in der Welt kündigt sich an. Sie kann zu Konflikten mit erheblichen Gefahren für das physische und psychische Wohl der Menschen führen. Sie birgt aber auch die Möglichkeit zur internationalen Kooperation und weltweiten Verständigung. Voraussetzung dafür ist, dass alle Länder auf hegemoniale Absichten verzichten. Hier habe ein vereinigtes Europa sehr große Chancen bei der Vermittlung. Es ist wirtschaftlich, technologisch, politisch und auch militärisch eine bedeutende Kraft. Konflikte konnten in der Nachkriegszeit noch nie militärisch gelöst werden, erst recht nicht in der Zukunft, räumt die CIA ein. Die neue Weltordnung erfordert internationale Kooperation und Frieden sichernde Maßnahmen.


Dagegen spreche, dass eine Fragmentierung von Weltregionen wahrscheinlich sei und sich geopolitische Machtzentren bilden. Politische Spannungen zwischen Staaten würden sich verschärfen. In sogenannten Entwicklungsländern führe der hohe Anteil von jungen Menschen, denen Entwicklungschancen fehlen, zu Unruhen – mit der Folge von massiven Migrationsbewegungen. Der Klimawandel könne anstatt schleichend in Zukunft drastischer ausfallen. Ungleiche Wachstumsraten in der EU und problematische Verschuldungsquoten in Griechenland, Spanien und Italien würden die Europäische Union entzweien. Die Unfähigkeit der EU, eine Währungs- und Haushaltspolitik zu gestalten, die im gesamten Raum Wachstum generiert, könnte ihr zum Verhängnis werden. (ebd. S. 250) An einer Stärkung der Rolle der Europäischen Union besteht aus US-amerikanischer Sicht offenbar kein Interesse. So war auch aus Sicht der CIA der Austritt Großbritanniens aus der EU Folge zunehmender Spannungen innerhalb der europäischen Gemeinschaft.
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